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XVII. Nachtrag zum Steuergesetz 
 

 

Erlassen am 18. September 2019 

 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom 26. Februar 20191 Kenntnis genommen und 

 

erlässt: 

 

 

I. 
 

Der Erlass «Steuergesetz vom 9. April 1998»2 wird wie folgt geändert: 

 

Art. 14 Wirtschaftliche Zugehörigkeit 

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton sind aufgrund 

wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie: 

a) im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten; 

b) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirtschaftlich gleich-

kommende persönliche Nutzungsrechte haben; 

c) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln. 

 
2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sind aus-

serdem aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie: 

a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben; 

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen mit Sitz oder 

Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschädigungen, Mitarbeiterbe-

teiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen; 

c) Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand auf 

Grundstücken im Kanton gesichert sind; 

d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln; 

e) Pensionen, Ruhegehälter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines früheren  

öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeein-

richtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden; 

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge 

oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte 

im Kanton erhalten; 

g) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeugs oder 

bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungen von einem Arbeitgeber 

mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten.; davon ausgenommen bleibt die Besteue-

rung der Seeleute für Arbeit an Bord eines Hochseeschiffes. 

 
3 Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Geschäftstätigkeit eines Unter-

nehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

 

 

                                                   
1  ABl 2019, 946 ff. 
2 sGS 811.1. 
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Art. 36 g) Übrige Einkünfte  

1 Steuerbar sind auch: 

a) alle andern Einkünfte, die an die Stelle des Einkommens aus Erwerbstätigkeit treten; 

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für bleibende körperliche oder ge-

sundheitliche Nachteile; 

c) Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit; 

d) Entschädigungen für die Nichtausübung eines Rechtes; 

e) die einzelnen Gewinne von über Fr. 1000.– aus einer Lotterie oder einer lotterieähnlichen 

Veranstaltung, ausgenommen die Gewinne in Spielbanken nach Art. 37 Bst. k dieses Geset-

zes; 

f) Unterhaltsbeiträge, die ein Steuerpflichtiger bei Scheidung, gerichtlicher oder tatsächlicher 

Trennung für sich erhält, sowie Unterhaltsbeiträge, die ein Elternteil für die unter seiner elter-

lichen Sorge oder Obhut stehenden Kinder erhält. 

 

 

Art. 37 h) Steuerfreie Einkünfte  

1 Steuerfrei sind: 

c) der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtlicher Aus-

einandersetzung; 

d) die Kapitalgewinne aus der Veräusserung von beweglichem Privatvermögen; 

e) der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausgenommen aus 

Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonten. Art. 33 Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes bleibt 

vorbehalten; 

f) die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen der 

beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn sie der Empfänger innert Jahresfrist zum 

Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge verwendet; 

g) die Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln; 

h) die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenommen die Unter-

haltsbeiträge nach Art. 36 Bst. f dieses Gesetzes; 

i) der Sold für Militär- und Zivilschutzdienst; 

j) die Zahlung von Genugtuungssummen; 

k) die Einkünfte aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 

Hinterlassenen- und Invalidenversicherung; 

k) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspiele und Spiel-

banken erzielten Gewinne; 

l) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von Fr. 5000.– für Dienstleistungen im Zu-

sammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie Übungen, Pikett-

dienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, allge-

meine Schadenwehr, Elementarschadenbewältigung. Ausgenommen sind Pauschalzulagen 

für Kader sowie Funktionszulagen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für 

Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt; 

m) die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von Fr. 1000.– aus einer Lotterie oder einer  

lotterieähnlichen Veranstaltung. 

n) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die nach dem 

eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 20173 zugelassen sind, sofern 

diese Gewinne nicht aus selbständiger Erwerbstätigkeit stammen; 

o) die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus der Teilnahme an 

Grossspielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 

20174 zugelassen sind, und aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen, die 

                                                   
3  SR 935.51. 
4  SR 935.51. 
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nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 20175 zugelassen 

sind; 

p) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 

29. September 20176 zugelassen sind; 

q) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Verkaufsförde-

rung, die nach Art. 1 Abs. 2 Bst. d und e des eidgenössischen Geldspielgesetzes vom 

29. September 20177 diesem nicht unterstehen, sofern die Grenze von Fr. 1000.– nicht 

überschritten wird. 

 

 

Art. 44 d) Privatvermögen  

1 Bei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der Verwaltung durch Dritte und die weder 

rückforderbaren noch anrechenbaren ausländischen Quellensteuern abgezogen werden.  

 
2 Bei Grundstücken des Privatvermögens können die Unterhaltskosten, die Kosten der Instand-

stellung von neu erworbenen Grundstücken, die Versicherungsprämien und die Kosten der Ver-

waltung durch Dritte abgezogen werden. Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, 

die dem Energiesparen und dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer 

abziehbar sind. Den Unterhaltskosten gleichgestellt sind auch die Rückbaukosten im Hin-

blick auf den Ersatzneubau.  

 
2bis Investitionen nach Abs. 2 Satz 2 dieser Bestimmung und Rückbaukosten im Hinblick 

auf einen Ersatzneubau sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden abziehbar, soweit 

sie in der laufenden Steuerperiode, in der die Aufwendungen angefallen sind, steuerlich 

nicht vollständig berücksichtigt werden können. 

 
3 Abziehbar sind ausserdem die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, welche der Steuer-

pflichtige aufgrund gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Behörden oder auf deren 

Anordnung hin vorgenommen hat, soweit diese Arbeiten nicht subventioniert sind.  

 
4 Der Steuerpflichtige kann für Grundstücke des Privatvermögens, die vorwiegend Wohnzwecken 

dienen, anstelle der tatsächlichen Kosten und Prämien einen Pauschalabzug geltend machen. 

Die Regierung legt diesen Pauschalabzug fest.  

 
5 Die den Erträgen aus vermieteten oder verpachteten Grundstücken gegenüberstehenden Bau-

rechtszinsen können abgezogen werden. 

 

 

Art. 45 e) Allgemeine Abzüge 

 1. Von der Höhe des Einkommens unabhängige Abzüge 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

a) die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, im Umfang der nach 

Art. 33, 33bis und 34 dieses Erlasses steuerbaren Vermögenserträge zuzüglich Fr. 50 000.–;  

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten; 

c) die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebenden 

Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter dessen elterlicher 

Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familien-

rechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungspflichten; 

                                                   
5  SR 935.51. 
6  SR 935.51. 
7  SR 935.51. 
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d) die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge an die 

Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtungen der beruflichen 

Vorsorge; 

e) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen auf Leistungen aus anerkann-

ten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG;   

f) die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversicherung und 

die obligatorische Unfallversicherung; 

g) die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter Bst. f 

dieser Bestimmung fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des 

Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag von 

Fr. 6400.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 3200.– für die übrigen 

Steuerpflichtigen. Diese Abzüge erhöhen sich um Fr. 1000.– für gemeinsam steuerpflichtige 

Ehegatten und um Fr. 500.– für die übrigen Steuerpflichtigen, wenn keine Beiträge nach 

Bst. d und e dieser Bestimmung abgezogen werden. Sie erhöhen sich um Fr. 1000.– für je-

des Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug geltend machen kann;8 

h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittpersonen, höchstens 

Fr. 25 000.– für jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der für seinen Unterhalt sorgt, im 

gleichen Haushalt lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der 

Erwerbstätigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähigkeit des Steuerpflichtigen stehen; 

i) Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien bis zum Gesamtbetrag von 

Fr. 20 000.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 10 000.– für die übrigen 

Steuerpflichtigen, wenn die politischen Parteien: 

1. im Parteienregister nach Art. 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 über 

die politischen Rechte9 eingetragen sind oder 

2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder 

3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlamentes wenigstens  

3 Prozent der Stimmen erreicht haben; 

j) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungs-

kosten, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 12 000.– je Steuerpflichtigen, wenn: 

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder 

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis zum 

ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt. 

 
2 Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbseinkommen, das ein Ehegatte 

unabhängig vom Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.– abgezo-

gen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 

Gewerbe des andern Ehegatten gewährt.  

 
3 Von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder lotterieähnlichen Veranstaltungen werden 

5 Prozent, jedoch höchstens Fr. 5000.–, als Einsatzkostender Teilnahme an Geldspielen, die 

nicht nach Art. 37 Bst. n bis q dieses Erlasses steuerfrei sind, werden 5 Prozent, jedoch 

höchstens Fr. 5000.–, als Einsatzkosten abgezogen. Von den einzelnen Gewinnen aus der 

Online-Teilnahme an Spielbankenspielen nach Art. 37 Bst. o dieses Erlasses werden die 

vom Online-Spielerkonto abgebuchten Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch höchstens 

Fr. 25 000.–, abgezogen. 

 

  

                                                   
8  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 45 Abs. 1 Bst. g gemäss XV. Nachtrag 

zum Steuergesetz (in Vollzug ab 1. Januar 2020), nGS 2019-042. 
9  SR 161.1. 
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Art. 107 Steuerabzug auf Erwerbseinkünften 

 a) Grundlage 

1 Die Regierung bestimmt die Quellensteuertarife entsprechend den für die Einkommenssteuer 

natürlicher Personen geltenden Steuersätzen. Sie kann für geringfügige Nebenerwerbseinkünfte 

einen proportionalen Satz vorsehen. 

 
2 Der Steuerabzug umfasst die Steuern des Staates, der Gemeinden und der als öffentlich-recht- 

liche Körperschaft anerkannten Religionsgemeinschaften sowie die direkte Bundessteuer. 

 
3 Die Gemeindesteuern werden nach dem gewogenen Mittel der EinkommenssteuernEinkom-

mens- und Vermögenssteuern der Gemeinden im Kanton berechnet.10 

 

 

Art. 112ter b) auf Antrag11 

1 Personen, die nach Art. 105 Abs. 1 dieses Erlasses der Quellensteuer unterliegen und keine 

der Voraussetzungen nach Art. 112bis Abs. 1 dieses Erlasses erfüllen, werden auf Antrag hin 

nachträglich im ordentlichen Verfahren veranlagt. 

 
2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der mit dem Antragsteller in rechtlich und tat-

sächlich ungetrennter Ehe lebt. 

 
3 Er muss bis am 31. März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres eingereicht werden. Für Per-

sonen, welche die Schweiz verlassen, endet die Frist für die Einreichung des Antrags im Zeit-

punkt der Abmeldung. 

 
4 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, tritt die Quellensteuer an die 

Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des Bundes, des Staates, der 

Gemeinden und der Konfessionsteileals öffentlich-rechtliche Körperschaft anerkannten Reli-

gionsgemeinschaften auf dem Erwerbseinkommen. Nachträglich werden keine zusätzlichen 

Abzüge gewährt. 

 
5 Art. 112bis Abs. 5 und 6 dieses Erlasses sind anwendbar. 

 

 

Art. 122 Abgegoltene Steuer12 

1 Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des 

Bundes, des Staates, der Gemeinden und der Konfessionsteileals öffentlich-rechtliche Körper-

schaft anerkannten Religionsgemeinschaften auf dem Erwerbseinkommen. Nachträglich wer-

den keine zusätzlichen Abzüge gewährt. 
 
2 Bei Zweiverdienerehepaaren kann eine Korrektur des steuersatzbestimmenden Erwerbsein-

kommens für den Ehegatten vorgesehen werden. 

 
 

  

                                                   
10  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 107 Abs. 3 gemäss XIV. Nachtrag zum 

Steuergesetz (in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
11  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 112ter gemäss XIV. Nachtrag zum Steuer-

gesetz (in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
12  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 122 gemäss XIV. Nachtrag zum Steuerge-

setz (in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
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Art. 124 Bezugsprovision 

1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält, ausgenommen bei Quellensteuern auf kleinen 

Arbeitsentgelten aus unselbständiger Tätigkeit13, für seine Mitwirkung eine Bezugsprovision von 

1 bis 2 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrags; die Regierung legt den Ansatz fest. Für Ka-

pitalleistungen beträgt die Bezugsprovision 1 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrags, je-

doch höchstens Fr. 50.– je Kapitalleistung für die Quellensteuer von Bund, Staat, Gemeinde und 

Konfessionsteilals öffentlich-rechtliche Körperschaft anerkannter Religionsgemeinschaft.14 

 
2 Kommt der Schuldner der steuerbaren Leistung seinen Mitwirkungspflichten nicht oder ungenü-
gend nach, kann die Steuerbehörde die Bezugsprovision herabsetzen oder ausschliessen. 
 
3 Die zuständige AHV-Ausgleichskasse erhält für den Bezug der Quellensteuer auf kleinen Ar-

beitsentgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit15 eine Bezugsprovision, deren Höhe das 

Bundesrecht16 festlegt. 

 

 

Art. 129 Gemeindeanteile17 

1 Die im Steuerabzug enthaltenen Gemeindeanteile kommen der Gemeinde zu, in der bei Fällig-

keit der Leistung: 

a) der im Kanton unbeschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung 

seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat; 

abis) der im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer seinen Wochenaufenthalt hat; 

b) der Arbeitgeber des im Ausland wohnhaften Arbeitnehmers Wohnsitz, Sitz oder Betriebs-

stätte hat. Vorbehalten bleibt Abs. 1 Bst. abis dieser Bestimmung; 

c) der im Ausland wohnhafte Künstler, Sportler oder Referent seine Tätigkeit ausübt;  

d) die juristische Person oder die ausländische Unternehmung, in deren Verwaltung oder Ge-

schäftsführung ein im Ausland wohnhafter Steuerpflichtiger tätig ist, Sitz oder Betriebsstätte 

hat;  

e) das Grundstück liegt, auf dem eine Forderung eines im Ausland wohnhaften Gläubigers oder 

Nutzniessers durch Grund- oder Faustpfand gesichert ist. 

 
2 Die Gemeindeanteile an den Steuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbständiger Er-

werbstätigkeit18 werden nach dem gewogenen Mittel der EinkommenssteuernEinkommens- und 

Vermögenssteuern der Gemeinden im Kanton berechnet. 

 
3 Die Gemeindeanteile an den Steuern auf Vorsorgeleistungen werden auf die politischen Ge-

meinden nach Massgabe der Einwohnerzahl am Ende des Vorjahres nach der eidgenössischen 

Statistik des jährlichen Bevölkerungsstandes verteilt. 

 

  

                                                   
13  BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41. 
14  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 124 Abs. 1 gemäss XIV. Nachtrag zum 

Steuergesetz (in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
15  BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41. 
16  Art. 1 Abs. 5 der Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, SR 822.411.  
17  Ausgezeichnet sind die Änderungen im Vergleich zur Fassung von Art. 129 gemäss XIV. Nachtrag zum Steuerge-

setz (in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
18  BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41. 
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Art. 185 2. Pflichten des Steuerpflichtigen19 

1 Der Steuerpflichtige hat der Steuerbehörde und dem Schuldner der steuerbaren Leistung über 

die für die Erhebung der Quellensteuer massgebenden Verhältnisse mündlich oder schriftlich 

Auskunft zu erteilen. 

 
2 … 

 
3 Die Steuerbehörde kann von einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlan-

gen, dass er einen Vertreter in der Schweiz bezeichnet. 

 
4 Personen, die nach Art. 122a dieses Erlasses eine nachträgliche ordentliche Veranlagung be-

antragen, müssen die erforderlichen Unterlagen einreichen und eine Zustelladresse in der 

Schweiz bezeichnen. Wird keine Zustelladresse bezeichnet oder verliert die Zustelladresse wäh-

rend des Veranlagungsverfahrens ihre Gültigkeit, gewährt die Steuerbehörde dem Steuerpflichti-

gen eine angemessene Frist für die Bezeichnung einer gültigen Zustelladresse. Läuft diese Frist 

unbenutzt ab, tritt die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagen-

den Steuern des Bundes, des Staates, der Gemeinden und der Konfessionsteileals öffentlich-

rechtliche Körperschaft anerkannten Religionsgemeinschaften auf dem Erwerbseinkommen. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III. 
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 

 

 

IV. 
 

Dieser Erlass wird wie folgt angewendet: 

a) Art. 107 Abs. 3, Art. 112ter Abs. 4, Art. 122 Abs. 1, Art. 124 Abs. 1, Art. 129 Abs. 2 und 

Art. 185 Abs. 4 ab 1. Januar 2021; 

b) die übrigen Bestimmungen ab 1. Januar 2020. 

 

 

Der Präsident des Kantonsrates: 

Daniel Baumgartner 

 

Der Staatssekretär: 

Canisius Braun 

 

                                                   
19  Ausgezeichnet ist die Änderung im Vergleich zur Fassung von Art. 185 gemäss XIV. Nachtrag zum Steuergesetz 

(in Vollzug ab 1. Januar 2021), nGS 2018-073.  
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